
   

 

 

 

AUSGEWÄHLTE URTEILE ZUM BUNDESGESETZ 
ÜBER ZWEITWOHNUNGEN 

von MLaw Gian Luca Peng und MLaw Caterina Ventrici

 

Nachweis des Bedarfs an Erst-

wohnungen 

Nach der inzwischen mehr-

fach bestätigten und präzisier-

ten Rechtsprechung des Bun-

desgerichts ist von Amtes we-

gen zu prüfen, ob konkrete Indi-

zien vorliegen, welche die Ab-

sicht bzw. die Möglichkeit einer 

Erstwohnungsnutzung des Bau-

vorhabens als unrealistisch er-

scheinen lassen.  

Zu berücksichtigen sind (je 

nach den Umständen des Ein-

zelfalls) die Lage der Liegen-

schaft (Bauzone, ganzjährige 

Zugänglichkeit, Distanz zu Ar-

beitsplätzen), die bauliche Ge-

staltung der Wohnungen aus 

Sicht einer ganzjährigen Nut-

zung, der Preis sowie die Ver-

hältnisse der Person, welche 

dort zu wohnen beabsichtigt 

(aktueller Wohn- und Arbeitsort, 

Umzugsabsichten). Sind die 

künftigen Bewohner oder Be-

wohnerinnen nicht bekannt, ist 

die Nachfrage nach Erstwoh-

nungen im gleichen Segment 

das Hauptkriterium. Diesfalls 

muss glaubhaft gemacht wer-

den, dass im betreffenden 

Marktsegment eine Nachfrage 

für Erstwohnungen besteht. 

 

Touristisch bewirtschaftete 

Wohnungen 

Zu touristisch bewirtschafte-

ten Wohnungen gibt es, soweit 

ersichtlich, drei neue höchst-

richterliche Urteile. 

In BGE 145 II 354 hob das 

Bundesgericht die Baubewilli-

gung für zwei Zweitwohnungen 

auf, weil diese in zu grosser Ent-

fernung vom Hotel lagen, das 

sie bewirtschaften sollte. Es sei 

deshalb nicht gewährleistet, 

dass die Mehrzahl der Gäste 

die angebotenen Dienstleistun-

gen und Infrastrukturen auch 

tatsächlich beanspruchen wür-

den. Ein Bewirtschaftungsver-

trag mit einem bestehenden 

Hotel genüge für sich allein so-
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C A V I E Z E L  P A R T N E R  

dann nicht, weil Verträge auf-

gelöst oder gekündigt werden 

könnten und die Kontrolle ihrer 

Einhaltung für die Gemeinden 

kaum möglich sei. 

In den beiden Urteilen 

1C_422/2018 (Crans Montana) 

und 1C_71/2019 (Bergün) hob 

das Bundesgericht die Baube-

willigung für Zweitwohnungen 

auf, weil die längerfristige touris-

tische Bewirtschaftung der 

Wohnungen im Rahmen eines 

strukturierten Beherbergungs-

betriebs nicht sichergestellt er-

schien. Die Anforderungen an 

die zu erbringenden Nach-

weise zum Zeitpunkt der Ertei-

lung der Baubewilligungen sind 

relativ hoch. Blosse Absichtser-

klärungen des Baugesuchstel-

lers bzw. der Verweis auf Ver-

träge, die erst nach Bauvollen-

dung vorzulegen sind, genügen 

trotz Auflagen in der Baubewilli-

gung nicht. 

 

Abbruch und Wiederaufbau mit 

Erweiterung 

Beim Abbruch und Wieder-

aufbau einer Zweitwohnung 

kann von der 30%-Erweiterung 

gemäss Art. 11 Abs. 3 ZWG 

nach der bundesgerichtlichen 

Rechtsprechung nicht Ge-

brauch gemacht werden 

(BGer 1C_478/2019 vom 8. Mai 

2020).  

 

 

 

 

 

 

Projektbezogener Sondernut-

zungsplan (lex sawiris) 

Ein projektbezogener Son-

dernutzungsplan nach 8 Abs. 1 

lit. b Zweitwohnungsverord-

nung setzt eine hohe Rege-

lungsdichte und einen detail-

lierten Beschrieb der im Perime-

ter geplanten Bauprojekte vo-

raus. Damit ein Gestaltungs-

plan diesen Anforderungen ge-

nügt, müssen darin sämtliche 

wesentlichen Elemente dieser 

Bauvorhaben, insbesondere 

hinsichtlich deren räumlicher 

Ausdehnung und Nutzung (als 

Zweitwohnungen) bereits ver-

bindlich festlegt sein. Im zu be-

urteilenden Fall sah das Bun-

desgericht die Anforderungen 

an einen projektbezogenen 

Sondernutzungsplan als nicht 

erfüllt an (1C_161/2019). 

 

NEUES AUS DER RECHTSPRECHUNG 

Baurecht: Bauparzelle in mehreren Zonen: Eine interzonale Ausnützungsanrechnung zwi-

schen Grundstücksteilen erfordert eine ausdrückliche gesetzliche Grundlage 

von MLaw Caterina Ventrici  

Im Urteil vom 21. Oktober 

2020 hatte das BGer ein Bau-

vorhaben hinsichtlich der Ein-

haltung der zulässigen Bau-

masse zu beurteilen. Im Streit 

lag die Baubewilligung für die 

Erstellung eines Dreifamilien-

hauses mit Tiefgarage auf ei-

nem Grundstück, das in zwei 

verschiedenen Wohnzonen 

liegt. Ein Teil des Grundstückes 

liegt in der Zone W2 und ist be-

reits mit einem Einfamilienhaus 

überbaut. Der andere Teil ist un-

überbaut und der Zone W3 zu-

geteilt. Das streitgegenständli-

che Dreifamilienhaus war auf 

dem unüberbauten Grund-

stücksteil projektiert. Es stellte 

sich die Frage, ob der bereits 

überbaute Grundstücksteil zur 

Ermittlung der zulässigen Bau-

masse des nicht überbauten 

Grundstücksteils berücksichtigt 

werden muss. 

Das Bundesgericht hat die 

Zulässigkeit der Nutzungsüber-

tragung von einer bestimmten 

Zone auf eine andere Zone mit 
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abweichenden Nutzungsvor-

schriften in ständiger Recht-

sprechung verneint. Zur Begrün-

dung führte es aus, eine interzo-

nale Ausnützungsanrechnung 

hätte zur Folge, dass für das Ge-

biet längs der Zonengrenze ver-

schiedene Nutzungsziffern gel-

ten würden und damit Bauten 

mit unterschiedlicher Ausnüt-

zung des Bodens entstünden, 

was nicht dem Sinn des Geset-

zes entsprechen kann. Es würde 

zudem bedeuten, dass die vom 

Zonenplan festgelegten Zonen-

grenzen missachtet und die 

vom kommunalen Gesetzge-

ber beschlossene Unterteilung 

des Baugebiets durch Verfü-

gungen verändert würden.  

Diese Überlegungen hän-

gen nicht davon ab, ob die be-

treffende Zonengrenze zwi-

schen Grundstücken oder quer 

durch ein Grundstück oder 

mehrere Grundstücke verläuft. 

Es rechtfertige sich daher auch 

nicht, von der bundesgerichtli-

chen Rechtsprechung abzu-

weichen, wenn die Zonen-

grenze, wie in diesem Fall, ein 

Grundstück teilt. Die beiden 

Grundstücksflächen sind we-

gen der sie teilenden Zonen-

grenze einzeln für sich zu be-

trachten. Das zulässige Bau-

mass kann nicht über das ge-

samte Grundstück betrachtet, 

beurteilt werden.  

Nach bundesgerichtlicher 

Rechtsprechung ist eine aus-

drückliche gesetzliche Grund-

lage erforderlich, wenn eine in-

terzonale Ausnützungsanrech-

nung zwischen Grundstückstei-

len ermöglicht werden soll. 

 

 

(BGer, Urteil 1C_82/2020 vom 

21. Oktober 2020) 

 

Submissionsrecht: Beginn der Beschwerdefrist gegen eine Freihandvergabe 

von MLaw  Flavio Decurtins

In seinem Urteil U 20 58 hat 

sich das Verwaltungsgericht mit 

der Einhaltung der Frist für eine 

Submissionsbeschwerde be-

fasst. Konkret ging es um die 

Frage, wann die 10-tägige Be-

schwerdefrist gegen eine Frei-

handvergabe zu laufen be-

ginnt, zumal es bei einer Frei-

handvergabe ja naturgemäss 

kein Anfechtungsobjekt und 

schon gar keine offizielle Mittei-

lung gibt. Unter Bezugnahme 

auf die einschlägige Rechtspre-

chung des Bundesgerichts hat 

das Verwaltungsgericht im er-

wähnten Entscheid festgehal-

ten, dass ein potentieller Anbie-

ter ohne Verzug bei der Verga-

bebehörde nachfragen und 

fristgerecht Beschwerde erhe-

ben muss, sobald ihm die dafür 

erforderlichen Informationen 

vorliegen. Im erwähnten Fall 

hatte das betroffene Architek-

turbüro nach der Kenntnis-

nahme von der Freihandver-

gabe mehr als zwei Wochen zu-

gewartet, ehe sie von der 

Vergabestelle diesbezügliche 

Informationen verlangt hatte. 

Nachdem die Vergabebe-

hörde in einem Antwortschrei-

ben die Freihandvergabe be-

stätigt hatte, vergingen wiede-

rum mehr als zwei Wochen, ehe 

das Architekturbüro einen 

Rechtsvertreter beigezogen 

und schliesslich Beschwerde er-

hoben hatte. Das Verwaltungs-

gericht erachtete die gegen 

die Freihandvergabe erho-

bene Submissionsbeschwerde 

als verspätet, denn: Aufgrund 

der zitierten Rechtsprechung 

hätte das Architekturbüro un-

mittelbar nach Erhalt der ersten 
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Informationen über die Frei-

handvergabe („ohne Verzug“) 

Informationen einholen und in-

nert 10 Tagen Beschwerde er-

heben müssen. 

In Anbetracht dieser stren-

gen Rechtsprechung und der 

im Submissionsrecht ohnehin 

kurzen Fristen empfiehlt es sich, 

bereits bei ersten Anhaltspunk-

ten für ein vergaberechtswidri-

ges Gebaren eines öffentlichen 

Auftraggebers, aktiv zu wer-

den.

NEUES AUS DER RECHTSPRAXIS 

Raumplanungsrecht: neues Musterbaugesetz und Vollzugshil-

fen des Kantons 

von MLaw Corina Caluori 

Auf der Website des kanto-

nalen Amts für Raumentwick-

lung sind zahlreiche Vollzugshil-

fen zur Umsetzung der neuen 

Regelungen zur Baulandmobili-

sierung und Mehrwertabgabe 

gemäss KRG und KRVO publi-

ziert worden. Die Vollzugshilfen 

wurden von Corina Caluori und 

Caterina Ventrici in Zusammen-

arbeit mit dem Kanton erarbei-

tet und sollen den Gemeinden 

eine Hilfestellung bei der Umset-

zung einer RPG-konformen 

Ortsplanung bieten. Gleichzei-

tig wurde das Musterbaugesetz 

von der Bündner Vereinigung 

für Raumentwicklung (BVR) in 

Zusammenarbeit mit dem Kan-

ton überarbeitet. Gieri Cavie-

zel, Corina Caluori und Cate-

rina Ventrici unterstützten die 

Projektgruppe und arbeiteten 

eine umfassende Kommentie-

rung zum Mustergesetz aus. Das 

Musterbaugesetz dient den 

Gemeinden als Werkzeugkas-

ten für ein RPG- und KRG-kon-

formes Baugesetz. Das revi-

dierte Musterbaugesetz ist 

ebenfalls auf der Website des 

Kantons verfügbar. 

 

Siehe dazu: 

https://www.gr.ch/DE/institutio-

nen/verwal-

tung/dvs/are/dienstleistun-

gen/nutzungsplanung/Sei-

ten/Vollzugshilfen.aspx  

  

KANZLEINEWS 

Lic. iur. Carlo Decurtins, 

Konsulent  

 

 

Ab Juni 2021 ist lic. iur. Carlo 

Decurtins als Konsulent in 

unserer Kanzlei tätig. Carlo 

Decurtins war während 

über 30 Jahren Jurist für 

Raumplanung des Kantons 

Graubünden und hat die 

Raumentwicklung des Kan-

tons (und darüber hinaus) in 

Bezug auf die Gesetzge-

bung und Rechtsanwen-

dung wesentlich mitge-

prägt. Carlo Decurtins 

nimmt bei Caviezel Partner 

die Funktion eines Beraters 

wahr, der neben gutachter-

lichen Tätigkeiten auch die 

Arbeit der Rechtsanwälte 

speziell im Bereich des Bau- 

und Planungsrechts unter-

stützt.  

 



 

5 

 

C A V I E Z E L  P A R T N E R  

Öffentliche Ausschreibung von Stromeinkäufen 

von Dr. iur. Gieri Caviezel

Am 22. März 2021 publizierte 

die Wettbewerbskommission 

WEKO eine Empfehlung zur An-

wendung des Beschaffungs-

rechts und des Binnenmarktge-

setzes für Stromlieferungen. 

Laut dieser (rechtlich nicht ver-

bindlichen) Empfehlung geht 

die WEKO davon aus, dass 

Stromeinkäufe seit dem 1. Ja-

nuar 2021 unter das revidierte 

öffentliche Beschaffungsrecht 

fallen und dementsprechend 

öffentlich auszuschreiben sind.  

Die Pflicht zu einer öffentli-

chen Ausschreibung bestehe, 

so die WEKO, insbesondere 

beim Stromeinkauf zum Eigen-

gebrauch, so zum Beispiel für 

die Versorgung von Verwal-

tungsgebäuden oder öffentli-

chen Verkehrsmitteln. Auf die 

Durchführung einer öffentli-

chen Ausschreibung kann aus-

nahmsweise dann verzichtet 

werden, wenn die Beschaffung 

über eine funktionierende Wa-

renbörse abgewickelt wird. 

Falls ein Leistungserbringer die 

Börsengeschäfte tatsächlich für 

den öffentlichen Auftraggeber 

vornimmt sowie physisch an 

diesen liefert und der öffentli-

che Auftraggeber hierfür den 

unter Wettbewerbsbedingun-

gen zustande gekommenen 

Börsenpreis zu bezahlen hat, 

kann der Einkauf ohne öffentli-

che Ausschreibung erfolgen. 

Auch Energieversorger (öffentli-

che und private Verteilnetzbe-

treiber) hätten den Einkauf von 

Strom für Endkundinnen und 

Endkunden in der Grundversor-

gung öffentlich auszuschrei-

ben. Voraussetzung für die Gel-

tung der beschaffungsrechtli-

chen Vorgaben sei, dass der 

Strom für den betreffenden 

Endkunden auf dem freien 

Markt bezogen werden könne 

und zur Erbringung von nichtge-

werblichen Tätigkeiten diene. 

Die Pflicht zur öffentlichen Aus-

schreibung bestehe gemäss 

der revidierten IVöB ab einem 

Schwellenwert (Auftragswert) 

von CHF 250'000.00.  

Nicht unter die Ausschrei-

bungspflicht fällt gemäss WEKO 

hingegen der Einkauf von Strom 

für Endkunden, die ihren 

Stromlieferanten frei wählen 

dürfen (Kunden mit stromver-

sorgungsrechtlichem Netzzu-

gang). Ebenfalls nicht Aus-

schreibungspflichtig sind ge-

mäss der Empfehlung freihän-

dige Vergaben wie z. B. der Ein-

kauf an Strombörsen, sofern die 

rechtlichen Voraussetzungen 

für solche Vergaben erfüllt sind.

 

KANZLEINEWS 

MLaw Arianna Lanfranchi, 

Substitutin  

 

 

 

Seit März 2021 ist MLaw Ari-

anna Lanfranchi in unserer 

Kanzlei als Substitutin tätig. 

Sie schloss ihr Studium der 

Rechtswissenschaften an 

der Universität Freiburg mit 

dem Prädikat summa cum 

laude ab. Zuvor arbeitete 

sie am Institut für Föderalis-

mus. 
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